
  11.05.1993 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

11.05.1993 

Geschäftszahl 

89/14/0284 

Rechtssatz 

Ausführungen betreffend Erhöhung der Umsätze durch Hinzurechnung von Kalkulationsdifferenzen, die der 
Prüfer in SEINEN UNTERLAGEN zwar als Sicherheitszuschläge bezeichnet hat, aus dem von ihm erstatteten 
Bericht und aus den im Berufungsverfahren von der Behörde und vom Abgabepflichtigen verwendeten 
Ausdrücken "Kalkulation" bzw "Kalkulationsunterlagen" klar hervorgeht, daß es sich um auf Grund von 
Kalkulationen errechnete Umsatzerhöhungen handelt. Eine in diesem Zusammenhang vom Abgabepflichtigen 
geltend gemachte Verletzung des Parteiengehörs liegt somit nicht vor. Eine Verletzung der Begründungspflicht 
liegt im konkreten Fall ebenfalls nicht vor. 


